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Die als Band 5 der Reihe Studien zum Wirtschaftsstraf-
recht – Neue Folge veröffentliche Dissertation untersucht 
und bewertet die Möglichkeit, im Wege einer europäi-
schen Richtlinie die Strafbarkeit wegen Geldwäsche in 
den Mitgliedsstaaten zu harmonieren. 
 
Dazu wird zunächst anhand der beispielhaften Darstellung 
der Geldwäsche-Strafbarkeit in vier europäischen Län-
dern (Deutschland, Österreich, Frankreich, Belgien) die 
Notwendigkeit einer solchen Harmonisierung herausgear-
beitet (Erstes Kapitel). Der Autor widmet darin der be-
grifflichen und funktionellen Erläuterung der Geldwäsche 
Raum (Stichwort: Drei-Phasen-Modell). Greifbar wird die 
Erkenntnis, dass Stand heute ein und dasselbe (grenzüber-
schreitende) Verhalten in dem einen Mitgliedstaat strafbar 
und in einem anderen straffrei sein kann, mithin gerade im 
Fall der Geldwäsche Strafbarkeitslücken bestehen. Privat-
rechtliche Ansprüche z.B. auf Schadenersatz („private en-
forcement“) bieten hierfür keine ausreichend effektive 
Lösung. Gerade bei grenzüberschreitenden Sachverhalten 
ließe sich aber im Wege der europäischen Harmonisie-
rung der Strafbarkeit der Geldwäsche viel an Effektivität 
der Strafverfolgung gewinnen. 
 
Im Anschluss hieran (Zweites Kapitel) wird daher unter-
sucht, welchen Spielraum für eine Harmonisierung di-
verse internationale Konventionen und die Vorgaben z.B. 
der FATF bei der Ausgestaltung der Strafbarkeit der Geld-
wäsche noch lassen. Tatsächlich weist das Werk nach, 
dass durchaus Räume für die EU bestünden, um eine ent-
sprechende europäische Vorgabe zu entwickeln. Bliebe 
daher noch die Frage nach der Rechtssetzungskompetenz 
der EU im Bereich des Strafrechts bzw. der Geldwäsche-
Strafbarkeit. Insofern gelingt dem Autor gut herauszuar-
beiten, dass es im Fall einer europaweit harmonisierten 
Vorgabe für die Geldwäsche-Strafbarkeit gerade nicht um 
die vielfach abgelehnte Europäisierung des Strafrechts 
geht. Ausgehend von den praktisch relevanten Fällen 
grenzüberschreitender Geldwäsche, die auch den Anlass 
für den Erlass der entsprechenden EU-Geldwäsche-Richt-
linien bot, kommt er zu dem Schluss, dass die üblicher-
weise gegen die Rechtsetzungskompetenz der EU im Be-
reich des Strafrechts vorgebrachten Argumente jedenfalls 
im Fall der Geldwäsche nicht durchdringen. Vielmehr 
sieht der Autor eine Rechtsgrundlage zur Rechtssetzung 
der EU ohne den Mitgliedsstaaten dadurch die Möglich-
keit zu nehmen, selbst tätig zu werden. Auch unter dem 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit und Subsidiarität 
wäre demnach eine europäisch harmonisierte Vorgabe für  

 
 
die Strafbarkeit der Geldwäsche jedenfalls bei grenzüber-
schreitenden Sachverhalten zulässig. 
 
Im folgenden Kapitel (Drittes Kapitel) wird die Umset-
zung der bestehenden internationalen Vorgaben anhand 
bestimmter Tatbestandsmerkmale der Geldwäsche in vier 
Beispielländern (Deutschland, Österreich, Frankreich und 
Belgien) dargestellt und verglichen. Dabei zeigt sich plas-
tisch die ganze Bandbreite und europäische Vielfalt der 
Ansätze, Auslegung und Handhabung – trotz oder gerade 
wegen der vielfältigen internationalen Vorgaben. Wäh-
rend zum Beispiel einige Staaten einen abschließenden 
Vortatenkatalog der Geldwäsche kennen - und konse-
quenterweise auch Kenntnis oder zumindest leichtfertige 
Unkenntnis der Herkunft eines Vermögensgegenstands 
aus einer dieser Vortaten zur Strafbarkeit der Geldwäsche 
fordern – setzen andere darauf, dass der Nachweis der il-
legalen Herkunft eines Vermögensgegenstands ausreicht, 
egal aus welcher Straftat der Vermögensgegenstand kon-
kret stammt. Unterschiede finden sich des Weiteren auf 
der Ebene der Ausgestaltung der Tathandlungen, der Tat-
objekte, des subjektiven Tatbestands und der Frage, ob der 
Täter oder Teilnehmer einer Vortat als Täter der Geldwä-
sche in Frage kommt (Eigengeldwäsche). Die Strafbarkeit 
juristischer Personen bei Geldwäsche wird ebenfalls un-
terschiedlich beantwortet. Spätestens damit liegt die Sinn-
haftigkeit einer europäischen Harmonisierung auf der 
Hand! 
 
Im folgenden Kapitel (Viertes Kapitel) werden die Vor- 
und Nachteile der jeweiligen nationalen Ansätze in den 
Beispielsländern für eine europäische Harmonisierung 
analysiert. Dies beginnt mit der Frage, ob im Ausland be-
gangene Straftaten ein taugliches Tatobjekt für strafbare 
Geldwäsche in einem anderen Land hervorbringen, geht 
weiter mit der Erörterung, ob Vermögen aus einer Straftat 
unbelastetes Vermögen „teilweise“ oder „vollständig“ in-
kriminiert, wenn es vermischt wird, ob auf subjektiver 
Seite schon bestimmte Formen der Leichtfertigkeit mit 
Blick auf die Herkunft des Tatobjekts aus einer Straftat 
zur Strafbarkeit der Geldwäsche genügen sollen.  
 
Die Analyse gipfelt in einem Vorschlag für Tatbestands-
merkmale, die im Wege einer europäischen Harmonisie-
rungsrichtlinie – unter Berücksichtigung der bestehenden 
internationalen Vorgaben - eingeführt werden könnten 
(Fünftes Kapitel). Der Autor wägt Vor- und Nachteile ei-
ner solchen Regelung gegeneinander ab, indem er die im 
vorherigen Kapitel dargelegten Erfahrungen der Mit-
gliedsstaaten mit den unterschiedlichen Regelungen zu je-
dem Tatbestandsmerkmal aufgreift.  
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Vorgeschlagen wird nach eingehender Diskussion eine 
Regelung auf Europäischer Ebene die unter anderem die 
Abschaffung des in Deutschland und Österreich üblichen 
Vortatenkatalogs zur Geldwäsche vorsieht. Die Tathand-
lungen sollten nach Ansicht des Autors von der EU nicht 
umfassend vorgegeben werden, ein Erwerbs- und Besitz-
tatbestand sollte der Straftatbestand dagegen umfassen. 
Von einer Vermutungsregelung, dass Tatobjekte der 
Geldwäsche aus einer Straftat stammen, sofern nicht das 
Gegenteil bewiesen werden kann, wird mit Blick auf die 
Unschuldsvermutung abgeraten.  
 
Die Strafbarkeit der Selbst- oder Eigengeldwäsche wird 
dagegen befürwortet, soweit eine räumliche und zeitliche 
Zäsur zwischen Vortat und Geldwäsche liegt, wenn die 
Eigengeldwäsche also einen neuen Tatentschlusses auf-
weist und daher gesondert strafwürdiges Unrecht, nicht 
einfach mitbestrafte Nachtat ist. Des Weiteren plädiert der 
Autor dafür, dass Einsparungen aus Steuerhinterziehun-
gen nicht für geldwäschefähig erklärt werden. Teilinkri-
minierte Vermögenswerte sollen nach der Lehre von der 
Totalkontamination behandelt werden, wobei Bagatell-
fälle durch die Definition eines Schwellenwerts ausge-
schlossen werden. Die Verhältnismäßigkeit der Ausdeh-
nung der Strafbarkeit auf Fälle der leichtfertigen oder 
fahrlässigen Unkenntnis von der illegalen Herkunft des 
Tatobjekts wird in Frage gestellt. Dass Vorgaben zur 
Strafbarkeit juristischer Personen wegen Geldwäsche 
grundsätzlich auch auf EU-Ebene möglich und rechtlich 
zulässig wären, wird von dem Autor zutreffend herausge-
arbeitet. 
 
Insgesamt nimmt das Werk eine durchgehend europa-
freundliche, aber nicht unkritische Perspektive ein und hat 
erkennbar zum Ziel vorhandene Rechtsräume zugunsten 
einer Harmonisierung und besseren praktischen Anwen-
dung der Geldwäsche-Strafbarkeit auf Ebene der EU-Mit-
gliedsstaaten aufzuzeigen. Der Autor hält dabei eine gute  
Balance zwischen Argumenten für eine effektive Strafver-
folgung auf der einen und Rechtsstaatlichkeit auf der an- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

deren Seite. Mit den Ausführungen zur Strafbarkeit juris-
tischer Personen wegen Geldwäsche führt die Diskussion 
genau genommen etwas über den Tellerrand der Geldwä-
sche-Strafbarkeit hinaus. Die Frage der Verbandsstrafbar-
keit bei Rechtsverletzungen ist hochaktuell und höchst 
umstrittenen. Sie kann nicht allein aus geldwäscherechtli-
chen Gesichtspunkten heraus beantwortet werden. Denn 
selbst wenn es zutrifft, das bei Geldwäsche-Aktivitäten oft 
juristische Personen zwischengeschaltet werden, sind 
diese erfahrungsgemäß aus rechtlichen (Sitz in einem 
Drittland) oder tatsächlichen (Briefkastenfirma ohne Sub-
stanz) Gründen mit der eher abstrakten Strafbarkeitsan-
drohung nicht zu abzuhalten. Ähnlich schwierige Diskus-
sionen kann es um die Frage der Teilkontamination von 
Vermögensgegenständen oder der Frage geben, ob das Er-
gebnis einer Steuerhinterziehung Tatobjekt der Geldwä-
sche sein kann. Das Werk begibt sich dabei aber nicht auf 
das politische Glatteis, das mit jeder dieser Fragen ver-
bunden sein kann. Letztlich geht es konkret um die Ana-
lyse der allgemeineren Frage, ob eine europäische Harmo-
nisierung notwendig bzw. zulässig wäre und wie diese 
ggf. aussehen könnte. 
 
Gerade wegen der umfänglichen Darstellung der wesent-
lichen Tatbestandsmerkmale der Strafbarkeit in den vier 
Beispielländern eignet sich das Werk letztlich nicht nur 
als anregende Lektüre für die Diskussion um eine effekti-
vere Ausgestaltung der Geldwäsche-Strafbarkeit im euro-
päischen Rahmen, sondern auch als Orientierung über die 
bestehenden Ansätze bei der Strafbarkeit auf nationaler 
Ebene. Ausblicke auf die Geldwäsche-Präventionsvor-
schriften der Länder sind streng genommen nicht Teil der 
Abhandlung über mögliche Vorgaben zur Strafbarkeit der 
Geldwäsche auf europäischer Ebene. Trotzdem bieten 
auch sie einen hilfreichen Ausblick auf die Regelungen in 
den vier Beispielländern. Insgesamt bietet das Werk hier-
durch einen wichtigen Denkanstoß für die Verbesserung 
der Effektivität der Geldwäsche-Bekämpfung insgesamt, 
nicht nur begrenzt auf die Frage der europaweiten Harmo-
nisierung der Geldwäsche-Strafbarkeit. 
  


